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Der VIII. Z ivilsenat des Bundesgerichtshofs hat auf die 
mündliche Verhandlung vom 7° J u li 1965 unter Mitwirkung der 
Eundesrichter Dr«, Gelhaar3 A rtl3 Dr0 Dorschel3 Dr0 Messner 
und Mormann

für Hecht erkannt:

Auf die Revision der Kläger wird dos U rteil 
des lo Z ivilsenats des Oberlandesgerichts Frank­
furt am Main vom l^u Februar 1963 aufgehobene

Die Sache wird zur anderweiten Verhandlung und 
Entscheidung9 auch über die Kosten des Revisions­
verfahrens 9 an das Berufungsgericht zurückver- 
wieseno

Von Rechts vre gen

Tatbestand:

Die Kläger verpachteten das ihnen gehörende H^^hotel 
in am durch Vertrag vor. 25 °  September 1957
beginnend mit dem 1* Oktober 1957 auf die Dauer von zwanzig 
Jahren an die Beklagteno Als Pachtzins wurden 18 % vom steuer­
p flich tigen  Umsatz vereinbart (§  ̂ Abso 1 ) 0 Nach § b Abs» 3 
mußte eine Mindestpacht von 1 500 DM gezahlt werden3 über 
die bestimmt wurde:
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'•Dio Mindestpacht i s t  während eines Jahres in den e in z e l­
nen Monaten ausgleichsfähig, d«ho am Kndo eines Jahres 
i s t  fe stzu ste llen , ob der Gesamtbetrag der gezahlten  
Pacht die Mindestpacht für diesen Zeitraum erreicht hat»'1

Außerdem wurde eine a conto-Zahlung (b is zum 3» eines joden 
Monats) von mindestens 2 ooo DM vorgesehen$ der Rest s o l lte  b is  
spätestens am lo«. jeden Monats f ä l l ig  sein (§ Abs«, b) „ Die 
Kläger müßten (§ 11 Satz 2) ihre ganze Kraft dem V/irtschafts­
betrieb widmen und in jeder Beziehung auf Hebung der Umsätze 
bedacht sein.»

Die Parteien unterschrieben v/eiter einen vom 3* Oktober 1957 
datierten Zusatzvertrag«, der u.a» folgende Bestimmung enthält;

"zu § b
Die Mindestpacht wird um 1 ooo DM auf 2 5oo DM erhöhtou

In einem weiteren Zusatzvertrag vom 2o« Januar 1958 v/urden an­
dere Bestimmungen des ursprünglichen Pachtvertrages abgeänderto 
/un Schluß heißt es:

"Die Vertragschließenden sind über die vorgenannten Ab­
änderungen des Pachtvertrages e in ig  und betrachten d ie­
sen Zusatzvertrag a ls  Bestandteil des Pachtvertrages 
vom 3olOol95?oM

Die Beklagten zahlten in der Folgezeit eine Umsatzpacht, 
die - b is auf das Jahr i 960 - die Mindestpacht von 1 5oo DM 
laut §  ̂ des Pachtvertrages vom 25« September 1957 zv/ar über­
s t ie g , den Betrag von 2 5oo DM laut Zusatzvertrag vom 3«, Okto­
ber 1957 jedoch n ie erreichte« Bis Anfang 1962 beanstandeten 
die Kläger das nicht« Ihr Steuerhelfer verwies in
Schreiben vom l*f0 April i 960 und 8 « August i 960 an die Be­
klagten darauf, die Umsätze seien so abgesunken, daß die
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Mindestpacht von 1 ?oo DM nicht erreicht werde., und forderte 
Zahlung mindestens d ieser Summeo Auch aus den Schreiben des 
Prozeßbevollmächtigten der Kläger vom 23o September und J* Okto­
ber i 960 ergibt s ich 3 daß dieser von einer Mindestpacht von 
1 5oo DM ausgingo In dem R echtsstreit (332 C I063/60 = 2^o0o 
383/60 AG und LG Frankfurt am Main) war ebenfalls nur von 
einer Mindestpacht von 1 Joo DM laut Pachtvertrag vom 25° 
September 1957 die Rede«»

Im gegenwärtigen R echtsstreit fordern die Kläger mit der 
am 2*+o März 1962 zu gestellten  Klage,Zahlung des Unterschieds­
betrages zwischen der von den Beklagten für das Jahr 1958 Ge­
zahlten Umsatzpacht in Höhe von 23 933988 DM und der Mindest­
pacht laut Zusatzvoreinbarung vom 3« Oktober 1957 von 
30 000 DM, errechnet auf 7 o66312 DM* Sie behaupten., der 
Zusatzvertrag se i bei ihnen und ihrem Steuerberater "in Ver­
gessenheit" geraten und auch ihrem Prozeßbevollmächtigten 
im Vorprozeß nicht bekannt gewesene Dieser habe ihn ( l t 0 Akten­
vermerk vom l 8 o Januar 1962) er st am 160 Januar 1962 bei 
Durchsicht der Akten in  dem ihm sein erzeit von den Klägern 
übergebenen Schnellhefter fo stg o ste llt*

Die Beklagten machen demgegenüber geltend3 der Zusatzver­
trag vom 3o Oktober 1957 se i im beiderseitigen  Einvernehmen 
nicht in Kraft getreten oder außer Kraft gesetzt worden* Das 
bestreiten  die Kläger® Im übrigen berufen sich die Beklagten 
auf Verwirkung*

Das Landgericht wies die Klage aus diesem Grunde ab* So­
weit die Kläger im Schriftsatz vom 16* April 1962 S„ 8 ihn 
hilfsw eise und vorsorglich auch darauf stü tzten 3 daß die Be­
klagten im Jahre 1961 gegenüber der Mindestpachtsumme (lt*  
Zusatzvertrag) von 3° 000 DM nur 2o o783k-2 DM und damit
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9 921318 DM zu wenig gezahlt hätten3 wies das Landgericht 
ihr Vorbringen nach § 279 ZPO zurücko Im Berufungsrechtszuge 

/ stützten die Kläger ihren Anspruch h ilfsv e ise  auf die Pacht­
rückstände in  den Jahren 1959 b is 1961 und vorsorglich auch 
auf § 11 des Pachtvertrages mit der Begründung3 die Beklag­
ten hätten den Umsatz der Gastwirtschaft schuldhaft gedros­
s e lt  und seien deshalb auch aus dem Gesichtspunkt der p o s it i ­
ven Vertragsverletzung zur Zahlung der Klogforderung ver­
p flich tete  Laut Protokoll vom 1^0 Februar 1963 erklärte der 
Prozeßbovollmächtigte der Kläger3 daß er die Hilfsbegründung9 
"nämlich die Stützung der Klage auf die Differenzen für die 
Jahre 1961 f f  fa llen  la sso 11 o

Die Berufung blieb ohne Erfolg« Mit ihrer Revision9 de­
ren Zurückweisung die Beklagten beantragen5 verfolgen die 
Kläger ihren Klaganspruch weiter«

^ntscheidungsgründe:

Io Das Berufungsgericht hält nicht für nachgewiosen3 daß 
der Zusatzvertrag vom 3® Oktober 1957? ln dem der Mindost- 
pachtzins von monatlich 1 $oo DM auf monatlich 2 5oo DM 
heraufgesetzt worden i s t 3 durch eine spätere Vereinbarung 
ausdrücklich aufgehoben wurde (BU 5)- meint3 ein  entspre­
chendes stillschw eigendes Übereinkommen se i zwar naheliegend3 
läßt aber d ah in g este llt9 ob ein  solches getroffen is t«  Für 
das Revisionsverfahren muß daher davon ausgogangen worden3 
daß das nicht der Fall ist»

IIo Nach Auffassung des Berufungsgerichts i s t  jedoch 
"ein möglicher Anspruch auf Zahlung einer monatlichen Min­
destpacht von 2 5oo DM aus der Vereinbarung vom 3« Oktober 
1957 für das Pachtjahr 1958 verwirkt“ (BU 5)® Dazu führt es  
aus:
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Dor Zeitraum;, in dem sich die Kläger nicht auf den Zu­
satzvertrag vom 3o Oktober 1957 berufen hätten; s e i  zwar 
nicht besonders groß; es träten aber besondere Umstände hin­
zu p die eine nunmehrige Geltendmachung des Anspruchs durch 
die Kläger a ls  Verstoß gegen Treu und Glauben erscheinen  
ließen«. Dazu verweist das Berufungsgericht auf die Schreiben 
ihres bevollmächtigten Steuerberaters vom lVo April i 960 
und 80 August 196 o3 in denen ausdrücklich erklärt i s t  3 die 
Mindestpacht betrage 1 5oo DM monatlich.» Auch aus dem Schrei­
ben des Rechtsanwalts Dr» Stogmann vom 23° September i 960 
und dem Verlauf des Vorprozesses hätten die Beklagten entneh­
men können3 daß sich  die Kläger nicht mehr auf die Vereinba­
rung vom 3° Oktober 1957 stützen wollten.» Auf ein  Vergessen 
der Zusatzvoroinbarung könnten sich die Kläger nicht berufene 
Das Berufungsgericht entnimmt hierzu dem Aktenvermerk dos 
RechtsanwaIts  Dr<» S t^ m ^ ;  daß jedenfa lls der Steuerberater 
der Kläger dessen Wissen sich die Kläger zurcchnen
lassen müßten; s te ts  von der Vereinbarung über die Pachtzins­
erhöhung Kenntnis gehabt und auch dem Prozoßbevollmächtigton 
der Kläger gegenüber mehrfach darauf hingewiesen habe« Die 
Beklagten hätten nicht mit der Möglichkeit zu rechnen brau­
chen 9 daß die Vereinbarung vom 3° Oktober 1957 in Vergessen­
heit geraten sein könnte« Hierzu verweist das Berufungsgericht 
auf die Quittung vom 2bo Soptember 19599 in  der sich der k la­
gende Ehemann ausdrücklich auf den Vertrag vom 2o0 Januar 
1958 und vom 3 « Oktober 1957 bezogen habe« Die Beklagten hät­
ten deshalb bei objektiver V.ürdigung davon ausgehon können; 
die Kläger würden aus der Zusatzvereinbarung keine Rechte 
mehr herloiten« Den Beklagten könne auch kein unredliches 
Verholten vorgeworfen werden«. Es s e i insbesondere nicht da­
rin zu sehen9 daß sie  die Kläger nicht von sich  aus auf die 
Vereinbarung vom 3« Oktober 1957 hingewiesen hätten; denn 
sie  seien gerade durch die Verhaltensweise der Kläger zu 
der Annahme geführt worden; diese wollten auf die Vereinba­
rung bewußt nicht zurückgrcifen«.
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IIIo Soweit die Kläger ihre Klageforderung h ilfsw eise  
auf positive Vertragsverletzung gestu tzt haben3 steht dem 
nach Meinung des Berufungsgerichts die rechtskräftige Ent­
scheidung des Landgerichts im Vorprozeß (BU 8 3 9) entgegen.» 
Die Frage5 ob die Vorwirkung auch die Berufung der Kläger 
auf den Zusatzvertrag vom 3° Oktober 1957 für die .Ansprüche 
aus den Jahren 1961 f f  au ssch ließt3 läßt das Berufungso- 
richt unentschieden9 w eil die Kläger ihren dahingehenden 
Kilfsantrag im Termin vom l*f-« Februar 1963 ausdrücklich 
fa lle n  gelassen hätten (BU 8 )o

B o

Soweit sich die Revision gegen die Auffassung dos Be­
rufungsgerichts wendet9 der von der Klägerin für das Jahr 
1958 geltend gemachte restlich e  Pachtzinsanspruch se i ver­
wirkt 9 kann s ie  keinen Erfolg haben*

Dabei mag darauf hingewiesen werden3 daß die Kläger 
unter dem Gesichtspunkt einer restlich en  Pacht für das 
Jahr 1958 nur einen Betrag von 6 o66312 DM (= 3° ooo - 
23 933988 DM) nicht aber von 2  066912 EM fordern konnten*

Die Frage 9 ob im E in ze lfa ll Verwirkung anzunehmen i s t  9 
i s t  weitgehend ta tr ich terlich e  Würdigung* Die Ausführungen 
des Berufungsgerichts stehen im Einklang mit der von dem 
erkennenden Senat g eb illig ten  Rechtsprechung zu d ieser Fra­
ge« Sie halten auch den Verfahrensrügen der Revision gegen­
über einer rechtlichen Nachprüfung stand«

lo Das Berufungsgericht hat nicht verkannt9 daß es  
sich  bei dem Pachtvertrag vom 25© September 1957 mit dem 
Zusatzvertrag vom 3© Oktober 1957 um ein  auf 2o Jahre 
abgeschlossenes DauerSchuldverhältnis handelt« Davon i s t  
es vielmehr ausgegangen« Es hat nicht etwa ausgesprochen«
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i

die Kläger hätten ihr Recht aus dem Zusatzvertrag vom 3= Okto­
ber 1957p einen Mindestpachtzins von 2 ?oo DM für die r e s t­
liche Dauer des Pachtverhältnisses zu fordern9 verwirkt» Es 
nimmt nur Verwirkung eines möglichen Anspruchs der Kläger 
auf Zahlung einer monatlichen Mindestpacht von 2 ?oo DM aus 
der Vereinbarung vom 3® Oktober 1957 für das Pachtjahr 1958 
an und weist deshalb den Anspruch auf die für d ieses Jahr 
geforderte Nachzahlung ab«

2o Daß aber der allgemeine Rechtsgedanke der Verwirkung 
a ls  eines U nterfalles der unzulässigen Hecht sau siibung nicht 
auf bestimmte Sondergebiete beschränkt5 sondorn auf a lle  
Hechtsgebiete anwendbar ist«, i s t  herrschende Meinung (RGRK 
BGB 11« Auflo § 2^2 Anm« 19^ ffloWoNo), Das g i l t  auch für das 
Miet- und pachtrecht (RGRK aaO Anm« 2o8; StaudingerAbbor3 
BGB 11o Auflo § 2^2 Anm» D 7133 71^5 Roquet t e 5 Mietrocht9 
5° Auflo So 3375 jew eils moWoN«; Urt« des erkennenden Senats 
vom l2o Mai 1958 - VIII ZR ^3/58 -  LM BGB § 558 Nr« 2)o An- 
v/endungsfälle sind dabei Rückforderungen von Überzahlungen 
seiten s des Mieters oder Pächters aus der Vergangenheit (vgl« 
Roquetto aaO$ RGZ lM»-«, 895 910 92 )9 oder-, wie h io r9 Nachfor- 
dorungen des Vermieters oder Verpächters aus b ereits abge- 
rechneten Jahren (KG JW 19385 8615 OLG Köln MDR 19605 ^02)« 
Gerade während des Bestehens eines Miet- oder Pachtverhält­
n isse s  i s t  es notwendig«, daß Klarheit über die g egen se iti­
gen Ansprüche zwischen Vormieter oder Verpächtor und Mieter 
oder Pächter besteht« Es würde sowohl für den Vermieter oder 
Verpächter a ls  auch für den Mieter oder Pächter zu einer un­
erträglichen Rechtsunsicherheit führen9 wenn es ihnen gesta t­
te t  wäre9 noch nach geraumer Zeit mit Ansprüchen hervorzu­
treten«, mit denen der andere Teil nicht gerechnet hatte und 
auch nicht zu rechnen brauchte« Gerade bei dem hier gegebe­
nen Sachverhalt wäre es  für die Beklagten eine Harte«, die 
sie  nach Treu und Glauben grundsätzlich nicht hinzunohmen 
brauchen.; wenn die Kläger im Jahre 1962 Ansprüche auf Zah-
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lung weiterer Pachtzinsbeträgo für das Jahr 1958 s te llen  könn­
ten 3 obwohl die Beklagten glaubten und glauben durften9 daß 
sie  mit ihren Zahlungen den Pachtzins für 1958 vollständig  
entrichtet hatten»

2o Das Berufungsgericht hat nicht festge  ste llt« , daß der 
Zusatzvertrag bei den Klägern in Vergessenheit geraten i s t 9 
sondern gerade9 daß ihr mit der Bearbeitung betrauter Steuer­
berater von der Vereinbarung Kenntnis und auch dem
Prozeßbevollmächtigten erster Instanz der Kläger gegenüber 
mehrfach auf sie  hingewie sen hatte (BU 7)0 Nicht rech tsirr ig  
i s t  esj wenn das Berufungsgericht diese Kenntnis ihres B evoll­
mächtigten den Klägern zurcebnet und deshalb nicht
davon ausgeht«, daß der Vertrag in Vergessenheit geraten war»
Es kann deshalb dahingestellt bloiben9 ob es auf diocen Um­
stand hier überhaupt entscheidend ankommen könnte.,

3» Aus Rochtsgründen nicht angreifbar i s t  nämlich die 
tatsächliche Feststellung dos Berufungsgerichts9 die Beklag­
ten hätten nicht mit der Möglichkeit zu rechnen brauchen^ 
daß die Vereinbarung vom 3» Oktober 1957 vergossen wäre9 
und hätten deshalb annehmen 3tÖnnen9 dem klagenden Ehemann 
se i die Vereinbarung vom 3» Oktober 1957 bekannt gewesen»
Dabei i s t  unerheblich«, daß in dem Vertrage vom 2o» Januar 
19580 auf den in der Quittung vom 2h» September 1959 verwie­
sen i s t 9 auf die sich  das Berufungsgericht s tu tz t9 der Ver­
trag vom 3« Oktobor 1957 nicht a ls  Zusatz- 9 sondern nur a ls  
Pachtvertrag bezeichnet worden ist»  Dadurch war das Beru­
fungsgericht jed en fa lls  nicht gehindert9 Schlüsse darauf zu 
ziehen9 daß der Vertrag vom 3» Oktober 1957 dem klagenden 
Ehemann«, a ls  er die Quittung am 2 «̂ September 1959 unter- 
schrieb9 auch in h a ltlich  bekannt war»

Daß bei dem Einwand der Verwirkung unter dem Ge­
sichtspunkt von Treu und Glauben auch das eigene Verhalten
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dor Verpflichteten zu berücksichtigen i s t ,  hot das Berufungs­
gericht nicht verkannte Es lag im Rohmen seiner ta tr ic h te r l i­
chen Würdigung, wenn es in der Tatsache, daß die Beklagten 
nicht von sich aus auf den Zusatzvertrag vom 3® Oktober 1957 
hingev/ieson haben, keinen Verstoß gegen Treu und Glauben ge­
sehen hat0 Das g leiche g i l t ,  soweit das Berufungsgericht dem 
Verlaufe dos Vorprozesses n ich ts zuungunsten der Beklagten 
entnommen hat®

Jo Das Berufungsgericht erörtert zwar nicht ausdrüc3tlich, 
ob den Beklagten die Pachtzohlung in folge des Verhaltens der 
Klager unzumutbar geworden ist«  Es bejaht das aber erkennbar 
mit Rücksicht darauf, daß sie  nicht damit gerechnet hatten, 
noch nach Jahren eine so erhebliche Nachzahlung le is te n  zu 
müssen, und daß s ie  sich bei ihren w irtschaftliehen  Planun­
gen deshalb nicht mehr auf eine solche Zahlung ein gerich tet  
hatten« Schon mit Rücksicht darauf, daß es sich nur um die 
Frage handelt, ob der Anspruch auf Pechtnachzohlung für das 
Jahr 195Ü verwirkt i s t ,  brauchte dos i'erufungsgerieht hier  
nichts daraus horzuloiten, daß die Beklagten nach dem. Vor­
trag der Klager in jjpätorer Zeit (K lagschrift im Vorprozess 
So *+: ab le tz te  drei Monate 1959) die Führung des Hotels 
bevußt vernachlässigt haben sollen«

6 o Bei den nicht im einzelnen beschiodenen Revisionsan­
griffen  zur Frage der Verwirkung handolt es sich im Ergeb­
n is  um Rügen gegen die ta tr ich ter lich e  Würdigung des Beru­
fungsgerichts, die unzulässig sindo

Co

Das Berufungsgericht hat jedoch bei seiner Entscheidung, 
wie die Revision zutreffend rügt, §§ JJl Nr« 7 ZPO i 0V» mit 
§ 286 ZPO und § 322 ZPO vorletzt*
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lo Nach dem Protokoll vom IM-« Februar 1963- das v o lle  
Beweiskraft hat (§ l 6*+ ZPO), hot dor Prozeßbevcilmächtigte 
der Kläger zwar die Erklärung abgegeben, daß er die H ilfsb e­
gründung (Stützung dor Klage auf die Differenzen für die Jah- 
re 1961 f f )  fa llen  lasse« Diese Erklärung kann sich nur auf 
die Ito Pachtvertrag vom 3.° Oktober 1957 für die Jahre 1961 f f  
in den Jahren 1962 f f  f ä l l ig  gewordenen Unterschiedsbeträge 
zwischen der Mindestpacht von 3o 000 DM und der ta tsä ch lich  
gezahlten Umsatzpacht beziehen« Sie i s t  vom Berufungsgericht 
auch so verstanden worden; denn es enthält sich  ausdrücklich  
nur der Entscheidung Uber die Ansprüche aus den Jahren 19i?l ff« 
Dabei hat es jedoch übersehen (§ 286 ZPO), daß die Kläger in  
der Berufungsbegründung vom 12« J u li 1962 S« 13 f f  ihren 
Klaganspruch h ilfsw eise auf die Fehlbeträge der Jahre 1959d 
weiter h ilfsw eise  i 960 und erst in lo tz ter  Reihe 1961 (vgl« 
auch Schriftsatz vorn 8« Januar 1963 S« 11) gestü tzt haben«
Da das Berufungsgericht ausdrücklich nur (BU 5) einen mögli­
chen Anspruch auf Zahlung einer monatlichen Mindestpacht 
von 2 5°o DM für das Pachtjahr 1958 a ls  verwirkt bezeiehnot 
hat, foh lt es an einer Begründung dafür, weshalb die für 
die Jahre 1959 und i 960 h ilfsw eise  geltend gemachten Ansprü­
che abgewiesen worden sind«

Die Revisionserwiderung i s t  a llerd ings der Ansicht, daß 
auch h in sich tlich  der h ilfsw eise  geltend gemachten Ansprüche 
auf weiteren Pachtzins für die Jahre 1959 und i 960 Verwirkung 
zu bejahen sei« Sie meint, daß der erkennende Senat diese  
Ansprüche unter dem angeführten Gesichtspunkt se lb st beschei­
den könno, obwohl das Berufungsgericht sich mit ihnen nicht 
beschäftigt hat« Diesem Godankongang der Revisionserwiderung 
vermag der erJcenncndo Senat nicht zu folgen« Wie b ere its  aus- 
geführt, se tz t die Beantwortung der Frage, ob der einzelne  
Anspruch verwirkt i s t ,  eine ta tr ich terlich e  Würdigung voraus, 
die dem erkennenden Senat versagt ist«  Das Berufungsgericht 
hat bei der Erörterung, ob Pachtzinsnachforderungen für 1950 
verjährt sind, mit Rocht auf die zur Zeit der Klogeerhebung 
verflossene Zeitspanne verwiesen« Diese Zeitspanne i s t  für
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dio Ansprüche auf Pachtnachzahlungen für 1959 und i 960 um 
jew eils 1 Jahr kürzero Ob die verbleibenden Zeitspannen aus­
reichen, um Verwirkung anzunehmen, i s t  au ssch ließ lich  Frage 
der ta tr ich terlich en  Beurteilungo Ihre Entscheidung l ie g t  des 
halb den Berufungsgericht ob«

IIo Rechtsirrig i s t  ferner die Auffassung des Berufungs­
gerichts, einer erneuten Prüfung der Frage, ob die Kläger 
ihre Forderung (h ilfsv /e iso ) auf Schadensersatz wegen Ver­
tragsverletzung (wegen bewußt nachlässiger Führung des Ho­
te ls  und bewußter Umsatz- "Re du zier ung") stützen könnten, 
stehe die Rechtskraft der Entscheidung im Vorprozeß entge­
gen o Nach § 322 Abso 1 ZPO i s t  d ieses U rte il, soweit es hier 
in  Betracht kommt, nur in  Rechtskraft erwachsen, a ls  darin 
über einen Schadensersatzanspruch in Höhe von 391,25 UM 
(durch Abweisung der Klage) entschieden worden ist«. Die 
Kläger sind daher nicht gehindert, einen über den genann­
ten Betrag hinausgohenden Schaden geltend zu machen; denn 
die Gründe für die damalige Klagabweisung nehmen an der 
Rechtskraft de.:; U rteils nicht te ilo

I I I o  Die Rechtsfehlor des Berufungsgerichts machen eine 
Aufhebung des Eerufungsurteils und eine Zurückverwoisung 
der Sache zur anderweiten Verhandlung und Entscheidung an 
das Berufungsgericht n ötig , w eil noch vraitere Erörterungen 
tatsächlicher Art erforderlich  sindo



Die Ko stene nt Scheidung für das Revisionsverfahren vor 
dem Berufungsgericht zu übertragen, w eil sie  von der Und­
ent Scheidung in der Sache selb st abhängt0

Dro Gelhaar Artl Dr0 Dorschei Dr0 Messner Mormann
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